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Nr. 2439) patent wegen Publikation des Provinzialrechts für Weſtpreußen. Vom 
D 9. April 1844. 


ir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
Nachdem die in Weſtpreußen guͤltigen Provinzialrechte geſammelt, und 
Unſere getreuen Provinzialſtaͤnde des Koͤnigreichs Preußen mit ihrer Erklaͤrung 
uͤber dieſe Sammlung gehoͤrt worden, haben Wir beſchloſſen, die zur ferneren 
Beibehaltung geeignet befundenen, nach der Ordnung des Allgemeinen Landrechts 
zuſammengeſtellten Beſtimmungen als 
Provinzialrecht fuͤr Weſtpreußen 
publiziren zu laſſen, und verordnen demnach auf den Antrag Unſeres Staatsmi⸗ 
niſteriums, nach vernommenem Gutachten einer aus Mitgliedern Unſeres Staats- 
raths ernannten Kommiſſion, was folgt: 
§. 1. Das Provinzialrecht hat Geſetzeskraft in denjenigen 25 ur Pro⸗ 
vinz Preußen gehoͤrenden Landestheilen, welche im Jahre 1806. zu Weſtpreußen 
5 wurden, mit Einſchluß des Thorner Kreiſes in ſeiner gegenwaͤrtigen 
egraͤnzung. 
u 8 4 Ausgenommen hiervon find: 
a) die zu dem frühern Marienwerderſchen landraͤthlichen Kreiſe ge: 
hoͤrigen Landestheile (Oſtpreußiſches Provinzialrecht, Zuſatz 1. §. 2.); 
b) die Sa De 15 1 75 der wie ſolches im Jahre 1793. 
mit der Monarchie vereinigt worden. e e, erben. e Inn 26 Fahr 
§. 3. Das Provinzialrecht erhaͤlt mit dem nf uli 1844. Geſetzeskraft. su HT Pas. 
Es tritt an die Stelle des Preußiſchen Landrechts von 1721. und der übrigensr 
das Privatrecht betreffenden Provinzialgeſetze, Gewohnheiten und Obſervanzen, — 
und es foll von dem gedachten Zeitpunkte ab auf dergleichen provinzialrechtliche 
Normen bei Beurtheilung ſpaͤterer Fälle nicht mehr zurückgegangen werden. 
§. 4. Es ſollen jedoch die auf das jus terrestre nobilitatis Prussiae 
ſich gruͤndenden Beſtimmungen der Weſtpreußiſchen Regierungs⸗Inſtruktion 
vom 21. September 1773. uͤber die Erbfolge des Adels, ſo weit dieſelben durch 
ſpaͤtere e insbeſondere durch die Verordnung vom 29. Mai 1840., nicht 
abgeaͤndert ſind, in demjenigen Theile von Weſtpreußen, in welchem ſie gegen⸗ 
waͤrtig noch beſtehen, bis auf weitere Anordnung in Kraft bleiben. 
5. 5. Diejenigen Ortsſtatuten und Gewohnheiten, auf welche in den all- 
gemeinen Landesgeſetzen oder in dem Provinzialrechte ausdruͤcklich vertiefen ift, 
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bleiben ferner in Kraft. Andere dergleichen Statuten und Gewohnheiten privat⸗ 
rechtlicher Natur behalten zwar fuͤr jetzt noch neben dem Provinzialrecht ihre 
Guͤltigkeit, ſie muͤſſen aber bis zum 1. Juli 1847. von den Ortsgemeinden ge⸗ 
ſammelt und zu Unſerer landesherrlichen Beſtaͤtigung vorgelegt werden. Mit 
dem Ablaufe dieſes dreijaͤhrigen Zeitraums kann auf die nicht beſtaͤtigten Orts⸗ 
Statuten und Gewohnheiten privatrechtlicher Natur bei Entſcheidung kuͤnftiger 
Faͤlle nicht weiter zuruͤckgegangen werden. 

$. 6. Die in den ss. VIII., IX. und X. des Publikationspatents zum 
Allgemeinen Landrecht vom 5. Februar 1794. aufgeſtellten Grundſaͤtze ſollen auch 
auf das gegenwaͤrtige Provinzialrecht Anwendung finden. 

§. 7. Das Verhaͤltniß der Eheleute, welche ſich vor dem 1. Juli 1844. 
verheirathet haben, ſoll in Anſehung der Rechte und Pflichten unter Lebendigen. 
fo wie der Grundſaͤtze über die Vermoͤgensauseinanderſetzung bei Trennung der 
Ehe durch richterliches Erkenntniß, nach den Geſetzen, welchen die Eheleute zur 
Zeit der geſchloſſenen Ehe unterworfen waren, beſtimmt werden. Bei der Erb: 
folge hingegen, in ſofern dieſelbe nicht auf Vertraͤgen oder letztwilligen Verord— 
nungen beruht, ſoll der uͤberlebende Ehegatte die Wahl haben, ob er nach den 
zur Zeit der geſchloſſenen Ehe geltend geweſenen Geſetzen, oder nach den Vor— 
ſchriften des Allgemeinen Landrechts erben wolle. . 

$. 8. Die Verjährung ſoll in denjenigen Faͤllen, in denen fie vor dem 
1. Juli 1844. vollendet iſt, nach den bisherigen Rechten beurtheilt werden, wenn 
auch die daraus entſtehenden Befugniſſe oder Einwendungen erſt ſpaͤterhin gel⸗ 
tend gemacht werden. In ſolchen Faͤllen aber, in welchen die bisherige geſetz⸗ 
mäßige Friſt zur Verjaͤhrung mit dem 1. Juli 1844. noch nicht abgelaufen iſt, 
ſollen, ſo weit es nicht auf die Zulaͤſſigkeit des Anfangs der Verjaͤhrung oder 
auf eine vor dem gedachten Zeitpunkte Statt gefundene Unterbrechung ankommt, 
die allgemeinen Landesgeſetze zur Anwendung gebracht werden. 

Sollte jedoch zur Vollendung einer vor dem 1. Juli 1844. angefange⸗ 
nen Verjährung in den allgemeinen Landesgeſetzen eine kuͤrzere Friſt als in den 
bisherigen Provinzialgeſetzen vorgeſchrieben ſeyn, ſo kann derjenige, welcher in 
einer ſolchen kuͤrzeren Verjaͤhrung ſich gruͤnden will, die Friſt nur vom 1. Juli 
1844. an berechnen. : 

$. 9. In Anſehung des Verhaͤltniſſes des Staats zur katholiſchen Kirche 
ſo wie der verſchiedenen chriſtlichen Religionspartheien gegen einander, wird durch 
gegenwaͤrtiges Geſetz nichts geaͤndert. 
fe: $. 10. Die im S. VII. des Publikationspatents zum Allgemeinen Land⸗ 

recht vom 5. Februar 1794. angeordnete Suspenſion einzelner in den drei er⸗ 
ſten Titeln des zweiten Theils des Allgemeinen Landrechts enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen hört mit dem 1. Juli 1844. im Bezirk dieſes Provinzialrechts auf. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 19. April 1844. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. Muͤhler. Eichhorn. v. Savigny. Gr. v. Arnim. 
Beglaubigt: 
ornemann. 
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Provinzialrecht für Weſtpreußen. 


Erwerbung des Eigenthums. 
§. 1. Hat jemand ohne Bewilligung des Eigenthuͤmers auf fremdem Aug. Landrecht 
Grunde Schaͤtze gefuht und gefunden, fo fällt die ihm ſonſt als Belohnung Se Tit. 9. 
gebuͤhrende Hälfte nicht dem Fiskus, ſondern dem Eigenthuͤmer des Bodens zu. 
$. 2. Die Jagofolge iſt nicht uͤblich. 58. 130. 137. 
$. 3. Das Recht in öffentlichen Gewaͤſſern zu filhen, geht gegen den s. sus. 
Fiskus nur durch vierzigjaͤhrigen Nichtgebrauch verloren. 
$. 4. Inſeln in oͤffentlichen Fluͤſſen find kein Vorbehalt des Staats. 5. zu. 
8. 5. Der vollſtaͤndige ruhige Beſitz einer Sache oder eines Rechts im L40543 W. f. 
Jahre 1797. ſchuͤtt den Beſitzer gegen die Anfprüche des Fiskus. At 18. f. 8. 
5. 6. Bei der Sesverſchiffung nach dem Auslande wird, wenn nicht ein Ty. 1. At. 11. 
Anderes verabredet worden, im Getreide- und Saathandel die Verkaufslaſt zu s. 32. 
564, in allen übrigen Fällen aber zu 60 Berliner Scheffeln gerechnet. 
§. 7. Durch Vertrag koͤnnen die Zinfen auf ſechs vom Hundert ber S. S0. u. folg. 
ſtimmt werden. . a 16. 98.64, 
Beruht dagegen die Verbindlichkeit zur Zinszahlung unmittelbar auf“ 
dem Geſetz, ſo koͤnnen, wenn nicht in dem Allgemeinen Landrecht ein hoͤherer 
Zinsſatz feſtgeſetzt iſt, nur fünf vom Hundert gefordert werden. 
Eben dieſes gilt von Zoͤgerungszinſen. Sind jedoch die Zinſen auf mehr 
als fuͤnf vom Hundert verabredet, ſo werden die Zoͤgerungszinſen in gleicher 
Hoͤhe beſtimmt. 
Erhaltung des Eigentbums und der Rechte. 
8. 8. In Anſehung des Hütens von Vieh auf fremden Grundſtuͤcken aug. Landrecht 
und der daraus entſtehenden Beeintraͤchtigung fremden Eigenthums, ſo wie in ie Tit. 8. 
Anfehung der Befugniſſe der Beſitzer der Königlichen Gratial⸗ zeitemphyteuti⸗ 4 ie 
ſchen⸗ und ſolcher Güter, welche nur auf gewiſſe Zeiten an Privatperſonen ver⸗ 
liehen worden, zur Holzbenutzung hat es bei dem jetzt beſtehenden Rechte ſein 
Bewenden (Verordnung wider das Austreiben des Viehes ohne Begleitung 
des Hirten, vom 1. Mai 1803. und Forſt⸗ und Jagdordnung fuͤr Weſtpreußen 
und fuͤr den Netzdiſtrikt vom 8. Oktober 1805.) 
Getheiltes Eigenthum. 
8. 9. Ein Laudemium kann bei einem Erbzinsgut nur gefordert werden, Aug. Landrecht 
wenn die Verpflichtung zu deſſen Zahlung ausdruͤcklich auferlegt oder anerkannt, J. E Zit. 18. 
oder wenn daſſelbe in den dem ſtreitigen Falle unmittelbar vorhergegangenen 3 
beiden Veraͤußerungsfaͤllen entrichtet worden iſt. den 
§. 10. Verwandte, bis zum vierten Grade einſchließlich, find in Erb- . 716. 
fällen von Entrichtung des Laudemiums befreit. 
8. 11. Von bloßen Zinsguͤtern wird kein Laudemium entrichtet. 8. 816. 
Rechte auf die Subſtanz einer fremden Sache. 
8. 12. In Anſehung der von den Kaufleuten zu Elbing mit Auslän- Aug, Landrecht 
dern uͤber deren Fünftige Gutserzeugniſſe zu ſchließenden Pfandvertraͤge und Je. 1 Tit. 20. 
deren Eintragung in das Pfandbuch hat es bei der Vorſchrift der Order vom A 
29. Juli 1815. (Geſetzſammlung Seite 190.) fein Bewenden. 
Rechte zum Gebrauch oder Nutzung fremden Gigenthums. 
$. 13. Der Erbverpaͤchter hat binnen zwei Monaten das Vorkaufsrecht. aug Landrecht 
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Gerechtigkeiten der Grundſtücke gegen einander. 

Alg, Landrecht $. 14. In An ehung, der Ausübung der Hutungegerech igkeit in den 
7 60. u. folg. Schonungen bei der Waldhuͤtung, fo wie des Holzungs⸗ und Maſtungsrechts, 
verbleibt es bei den Beſtimmmungen der Forſtordnung vom 8. Oktober 1805. 
$. 146, §. 15. Die Schaͤfereigerechtigkeit ift in der Regel nicht als ein Vor: 

recht der Gutsherrſchaften anzuſehen. 

Zwangsgerechtigkeiten. 

Alg. Landrecht $. 16. Jedes adelige Gut hat die Vermuthung für ſich, daß demſelben 
28.2.5330 das Recht zuftehe, Bier zu brauen und Branntwein zu brennen, auch dieſe Ge⸗ 
SF gränfe zu verkaufen. Die Ausübung der Schankgerechtigkeit bleibt jedoch an 

die in der Kabinetsorder vom 7. Februar 1835. (Geſetzſammlung Seite 18.) 

vorgeſchriebenen Bedingungen gebunden. 


Ehe. 
Allg. Landrecht 5. 17. Die allgemeine Guͤtergemeinſchaft findet unter allen Eheleuten ftatt, 
ge zit l mit Ausnahme des Falles, wenn der Ehemann zur Zeit der Trauung adeligen 
ene Standes iſt. 
Geſinde. 
Allg. Landrecht 8. 18. Wegen des Ans und Abzugstermins der Schäfer und Schäfer: 
T9. UI. Tit 5 knechte, ſo wie wegen des Vorviehes derſelben hat es bei dem Edikte vom 
26. April 1806. und dem Geſetze vom 1. Juni 1820. das Bewenden. 
Bauerſtand. 
Allg. Landrecht §. 19. In Anſehung der Föllmifhen und andern, nicht zu den adeligen 
. Guͤtern gehoͤrigen Beſitzungen verbleibt es bei der bisherigen Verfaſſung. 
Pflichten und Rechte des Adelſtandes. 


Allg. Landrecht $. 20. Der Beſitz des Adelſtandes im Jahre 1797. gewährt denſelben 
Han Schutz, wie der Defis anderer Rechte. (. 5.) f 
. 38 §. 21. Diejenigen Güter find für adelige zu achten, welche mit adeligen 


Gerechtigkeiten verliehen worden, oder welche in den ehemaligen offentlichen Re⸗ 
giftern, Reviſionen der Aemter und Tarifen als adelige Grundſtuͤcke aufgeführt 
find, oder, wenn fie zwar früher als nicht adelig vermerkt, doch in der dlteften 
vorhandenen Verſchreibung dergeſtalt einem vom Adel verliehen worden, daß 
dem Beſitzer nicht zugleich Handdienſte, Frohnen und Scharwerk auferlegt wor⸗ 
den, und wenn von dem Beſitzer der Nachweis gefuͤhrt wird, daß die in den 
oben gedachten Urkunden vermerkte unadelige Qualität ohne feiner Vorfahren 
Wiſſen und Genehmigung vorgeſchrieben worden. 
Rechte und Pflichten der Kirchen und geiſtlichen Geſellſchaften. 

Allg. Landrecht $. 22. In Anſehung der Mennoniten hat es bei den bisherigen Beſtim⸗ 
5 0 2.1. mungen, insbeſondere des Gnadenprivilegiums vom 29. März 1780, des Edikts 
1952 vom 30. Juli 1789. und deſſen Deklarationen vom 17. Dezember 1801., 
24. November 1803., 9. Februar 1805., 25. Februar 1824. und 13. Februar 
1825., ſo wie der Kabinetsorders vom 9. Juli 1840. und 9. November 1843. 

das W 95 in l 
775. 8. 23. Den Kirchen⸗ und Pfarrgütern verbleibt die Abgabenfreiheit, fo 

165. 775 8 r 

4 weit ſie ihnen bisher zugeſtanden hat. 8 
$. 24. Der Patron iſt nicht befugt, durch Beſtimmungen in der Bo: 
kation, welche in fruͤheren Vokationen nicht enthalten waren, das Verhaͤltniß 
und das Einkommen des neuen Geiſtlichen zu deſſen Nachtheil ohne Zuſtim⸗ 
mung 


9. 373. 
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mung der vorgeſetzten Behörde, oder zum Nachtheil der Gemeinde ohne Zur 
ſtimmung der letztern, zu veraͤndern. 
S. 25. Der neue Pfarrer muß außer den Koſten der Prüfung und Or⸗ ss. 206. u. 0. 
ar auch diejenigen der Vokation, Präfentation, Beſtaͤtigung und Einwei⸗ 
ung tragen. g i ER : . 
§. 26. Die Introduktionskommiſſarien werden durch Fuhren, welche die 
Gemeinde ſtellt, herbeigeholt und zurückgebracht; die bei der Einweiſung Huͤlſe 
leiſtenden benachbarten Geiſtlichen müffen ſich auf eigene Koſten einfinden, der 
neue Pfarrer aber muß fuͤr ihren Unterhalt ſorgen. 
27. Der Pfarrer muß von einer vorzunehmenden Reiſe auch den s. a. 
Patron in Kenntniß ſetzen. N 

$. 28. Das Amt der Kirchenvorſteher dauert in der Regel drei Jahre. . 882. 

§. 29. Hinſichtlich der Anſtellung der Kuͤſter und andern niedern Kirchen⸗ 
bedienten verbleibt es bei der bisherigen in den einzelnen Gemeinden herge— 
brachten Gewohnheit. 

§. 30. Bei katholiſchen Kirchen wird der Organiſt vom Pfarrer be 
ſtellt, wenn dieſer ihn aus den Pfarreinkuͤnften unterhält. Wird der Organiſt 
aus der Kirchenkaſſe beſoldet, fo wird er in Ermangelung einer andern Obſer—⸗ 
vanz vom Kirchenkollegium berufen. 

$. 31. Zur Ausleihung und Einziehung von Kapitalien der Kirchen ss. 629. fl. 
Koͤniglichen Patronats, ſo wie ſolcher Kirchen, die keinen eigenen Patron haben, 
oder bei denen das Patronat einer geiſtlichen oder milden Stiftung zuſteht, 
. ohne Unterſchied der Summe die Genehmigung der Regierung eingeholt 
werden. 

8. 32. Bei andern Kirchen Privatpatronats iſt zur Ausleihung und 
Einziehung von Kapitalien nur die Einwilligung des Patrons erforderlich. Einer 
angel des Superintendenten oder des Dekans bedarf es nicht, doch ift dem⸗ 
elben von einem ſolchen Geſchaͤft Anzeige zu machen. N 

$. 33. Bei Ausleihung und Einziehung von Kapitalien geiſtlicher und 
milder Stiftungen iſt in der Regel, und in ſo fern nicht durch die Stiftungs⸗ 
urkunde oder das Herkommen etwas Anderes beſtimmt iſt, die Einwilligung der 
Regierung erforderlich. 

$. 34. Die der Kirche gehörenden Gelder, Schuldſchriften und andere 
Urkunden werden in einem mit zwei verſchiedenen Schloͤſſern verſehenen Kaſten 
aufbewahrt. Zu dem einen Schloſſe erhaͤlt der Pfarrer, zu dem andern Schloſſe 
einer der Kirchenvorſteher den Schluͤſſe l. 

F. 35. Bei jeder Kirche muß jahrlich über die Verwaltung ihres Wer: s. 68s. 
moͤgens dem Patron Rechnung gelegt werden. 1 dun ee 

$. 36. Hat die Kirche keinen Patron, und iſt bei geiſtlichen und milden 
Stiftungen durch Stiftungsurkunden oder Herkommen nicht ein Anderes be⸗ 
ſtimmt, ſo wird der Regierung Rechnung gelegt. a 

S. 37. Von allen Rechnungen, welche die Regierung nicht ſelbſt ab⸗ 
nimmt, muß ihr ein Duplikat, mit dem Abnahme⸗Atteſt verſehen, zur Prüfung 
eingereicht werden. . 

$. 38. Von den Domainengrundſtuͤcken als ſolchen, und von den Dienſt- ss. 710. ff 
laͤndereien der Koͤniglichen Beamten werden zum Bau und zur Erhaltung der 
Kirchengebaͤude weder Dienſte noch Geldbeitraͤge geleiſtet. 
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§. 39. Wo Hospitalaͤcker obſervanzmaͤßig zu Geldbeitraͤgen mit heran⸗ 
gezogen werden, hat es dabei auch ferner ſein Bewenden. 

8. 40. An den Orten, wo die Gemeindeglieder bisher die Grabſtellen 
Pair und dennoch den Begraͤbnißplatz unterhalten haben, verbleibt es bei dieſer 
ervanz. b 

§. 41. Die Befreiung vom Erdgelde ſchließt die Verbindlichkeit nicht 
aus, für die Auszeichnung der Gräber durch Einfaſſungen und Denkmäler 
die herkoͤmmlichen Gebuͤhren an die Kirchenkaſſe zu entrichten. 

§. 42. Erd⸗ und Glockengeld gebuͤhrt in der Regel der Kirchenkaſſe; 
wo aber nach Ortsgewohnheit der Pfarrer oder ein anderer Kirchenbediente 
bisher daran Theil genommen, hat es dabei ſein Verbleiben. 

$. 43. Von der Deichlaſt find Kirchen- und Pfarrguͤter, ſo weit ſie 
durch die Deiche geſchuͤtzt werden, in der Regel nicht befreit. 

$. 44. Werden Kirchen- und Pfarrgrundſtuͤcke, welchen eine Befreiung 
von der Deichlaſt ausnahmsweiſe zuſteht, in Erbpacht oder Erbzins ausgethan, 
fo hört dieſe Befreiung für den Beſitzer auf. Auch Zeitpaͤchter von Kirchen⸗ 
und Pfarrgrundſtuͤcken haben auf dieſe Befreiung keinen Anſpruch. 

$. 45. Wo bisher alle kleine Reparaturen an den Pfarr-, Organiſten⸗ 
und Kuͤſtergebaͤuden aus der Kirchenkaſſe beftritten, und Zaͤune und Gehege auf 
dieſen Grundſtuͤcken von den Gemeinden unterhalten worden, hat es bei dieſer Ob⸗ 
ſervanz auch ferner ſein Bewenden. a 

$. 46. Diejenigen katholiſchen Pfarrer, welche den Nießbrauch der Kir⸗ 
chenguͤter haben, ſind in der Regel verbunden, die Pfarrgebaͤude aus eigenen 
Mitteln in Stand zu erhalten. 

8. 47. Der Amtsnachfolger iſt nicht verbunden, den Pächter bis zum 
Ablauf des wirthſchaftlichen Turnus in der Pacht zu belaſſen. Das Recht des 
Paͤchters endigt ſich vielmehr, wenn der Amtsvorgaͤnger zwiſchen dem 1. Juli und 
1. April abgegangen iſt, mit dem Ende des laufenden Wirthſchaftsjahres; wenn 
aber der Abgang zwiſchen dem 1. April und 1. Juli erfolgte, mit dem Ablauf 
des naͤchſtfolgenden Wirthſchaftsjahres. 

$. 48. Für Brennholz und Torf, welche der Geiſtliche als Deputat em⸗ 
— muß derſelbe, wenn nicht ein Anderes durch Ortsgewohnheit beſtimmt 
iſt, das Schlaͤger⸗ und Stecherlohn aus eigenen Mitteln bezahlen. 

8. 49. Hat der Geiſtliche nicht fo viel Dienſtland, daß zur Bearbeitung 
deſſelben Angeſpann erforderlich iſt, ſo muß das Brennmaterial, welches er als 
Deputat empfängt, von den mit Grundſtuͤcken angeſeſſenen Gemeindegliedern 
unentgeldlich angefahren werden. N f 

8. 50. Wo eine Prediger⸗Wittwenkaſſe bisher Antheil an den Einkuͤnf⸗ 
ten des Gnadenjahrs gehabt hat, behält es auch ferner dabei fein Bewenden. 

S. 51. Jeder Beſitzer eines laͤndlichen Grundſtuͤcks iſt verpflichtet, einen 
S unter der Benennung: „Meßkorn“ an den Pfarrer des Kirchſpiels 
zu entrichten. 

$. 52. Wie viel Getreide, und in welchen Arten, als Meßkorn von jedem 
Grundſtuͤcke zu entrichten iſt, wird durch Ortsgewohnheit beſtimmt. 

§. 53. Die Befreiung von dieſer Abgabe muß in jedem einzelnen Falle 
nachgewieſen werden. 

§. 54. Wird jedoch von einem Grundſtuͤcke ein Geldzehnte unter der 
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Benennung: Realdezem oder Hausquartal entrichtet, fo ſtreitet die Vermuthung 
für die Freiheit deſſelben Grundſtücks von der Entrichtung des Meßkorns. 

$. 55. Meßkorn und Realdezem find als dingliche Laſten von jedem 
4 der n Grundſtuͤcke ohne Ruͤckſicht auf ſein Glaubensbekennt⸗ 
niß zu entrichten. 

8. 56. Der Anſpruch auf einen Zehnten vom Neulande (Novalzehnte) 
muß von demjenigen, welcher ſich dazu berechtigt haͤlt, beſonders nachgewieſen werden. 

$. 57. Das Meßkorn iſt, wo nicht ein Anderes hergebracht iſt, dem 
Pfarrer bis zum 11. November jeden Jahres koſtenfrei ins Haus zu liefern. 

Ss. 58. Im Weichbilde der Stadt Elbing hat der Pfarrer das Meß⸗ 
korn am Wohnorte des Verpflichteten in Empfang zu nehmen. 

5. 59. Die unter dem Namen Kalende, Vitaltag, Quartalgeld, Perſonal⸗ . 937. ff. 
dezem, Kirchendezem, Kleiner Dezem und Offertorien, bisher uͤblich geweſenen 
perſoͤnlichen Abgaben der Gemeindeglieder an die Geiſtlichen ſind nach der Ge— 
wohnheit jedes Orts zu entrichten. 

§ 60. Die Einwohner entrichten dieſe Abgaben an die Geiſtlichen der⸗ 
jenigen Kirche, deren Gemeindeglieder ſie ſind. 

$. 61. Sind jedoch dergleichen Abgaben in Reallaſten verwandelt, fo hat 
auf deren Entrichtung das Glaubensbekenntniß des Grundbeſitzers keinen Einfluß. 

Niedere und höhere Schulen. 

$. 62. In Anſehung der die Verhaͤltniſſe der Landſchulen betreffenden Alg, Landrecht 
Beſtimmungen der 28 regulativa vom 1. Auguſt 1736. und der Ver⸗ J. 1. W. 42. 
ordnung vom 30. November 1840. (Geſetzſammlung 1841. Seite 11.) wird 
durch gegenwaͤrtiges Geſetz nichts geaͤndert. 

$. 63. Die Beſtellung der Schullehrer an den Landſchulen ſteht der s. 2 
Gutsherrſchaft zu. 

8. 64. Hinſichts der Ernennung der Lehrer an den Stadtſchulen hat es 
bei der bisherigen Verfaſſung eines jeden Orts ſein Bewenden. 

8. 65. Das Schulgeld iſt ohne Ruͤckſicht auf die an jedem Ort zur $ 32. 
Unterhaltung des Schulweſens feſtgeſetzten ſonſtigen Beitraͤge zu entrichten. 

5. 66. Die Verpflichtung derjenigen, welche den Schullehrer beſtellen, 
zu den Schulbauten beizutragen, iſt nach dem Herkommen bei jeder Schule zu 
beurtheilen. . 1 

0 5. 67. Diejenigen, welche mit obrigkeitlicher Genehmigung für die Kin- 4 — 38. 
der ihrer Konfeſſion eine beſondere Schule unterhalten, ſind Beitraͤge zur Un⸗ 
terhaltung der Schulgebaͤude eines anderen Glaubens bekenntniſſes zu leiſten nicht 


ſchuldig. 
D der Landſtraßen, 6 3 
Rechte des Staats in ede pi | Ströme, Häfen und 
6. 68. In Anſehung der Anlegung, Unterhaltung und Verbeſſerung zug Lan 

der Wege und Bruͤcken, verbleibt es bei den beſtehenden allgemeinen ei geil 
deren Vorſchriften, insbeſondere dem Wegereglement vom 4. Mai 1796. 1 

5. 00. Es iſt Jedem geſtattet, unverbundenes Holz auf öffentlichen 8. vo. 
Fluͤſſen zu flͤßen, jedoch unter Beobachtung der Darüber beſtehenden oder noch 
zu erlaſſenden polizeilichen Beſtimmungen. b 

$. 70. Denjenigen, welche ſich im Beſitz des Rechts, Fähren und Prahme s. 51. 
zum Ueberſetzen uͤber Gewaͤſſer ur Geld zu halten, befinden, verbleibt dies Recht 

(Nr. 2439.) auch 


u | — 


auch ferner mit Vorbehalt der in polizeilicher Beziehung und in Anſehung des 
Faͤhrgeldes zu treffenden Anordnungen. 
71. In Anſehung der Unterhaltung der Deiche und Daͤmme hat es 


. 63 — 60. $. 71. nel 
bei den beſtehenden Einrichtungen und Vorſchriften fein Bewenden 
4 22 ei $. 72. Der Fiſchfang in öffentlichen Gewaͤſſern iſt kein Vorbehalt des 
aats. 
9. 80. $. 73. Der Bernſtein, fo weit er in der Oſtſee gefiſcht oder am Strande 


derſelben gefunden wird, iſt ein vorbehaltenes Eigenthum des Staats. 

$. 74. Innerhalb Landes iſt dagegen jeder Grundeigenthuͤmer berechtigt, 
auf ſeinem Grunde Bernſtein zu ſuchen und zu graben. 

75. Wer, ohne zum Bernſteinſammeln befugt zu ſeyn, ſolchen zu⸗ 
fällig auffiſcht, findet oder graͤbt, hat alle Rechte und Pflichten eines Finders 
(Allgemeines Landrecht Theil I. Titel 9. SS. 19 — 22. und §§. 43 — 73.) 

9. 81—87. 8. 76. In Betreff des Verfahrens bei Strandungen und des Berges 
lohns verbleibt es bei der Strandordnung vom 10. November 1728. und dem 
Publikandum vom 31. Dezember 1801. 


Rechte des Staats auf herrenloſe Güter und Sachen. 
Allg. Landrecht $. 77. Herrenloſe und verlaſſene Grundſtuͤcke innerhalb der Grenzen eines 
.d a adeligen Guts fallen dem Gutsherrn anheim. 
. 30. ff. §. 78. Ruͤckſichtlich der Jagd hat es bei den Vorſchriften der Forſt— 
und Jagdordnung vom S. Oktober 1805. fein Bewenden. 
. 30 —68. $. 79. Die adeligen Güter find zu allen Arten der Jagd berechtigt. 
§. 80. den gleichen Umfange ſteht das Jagdrecht der Regel nach auch 
3 5 dten in den vormaligen Palatinaten Kulm, Marienburg und 
omerellen zu. 
§. 81. Die Städte im vormaligen Netzdiſtrikt find in der Regel nur 
zur niedern Jagd berechtigt. 
8 09 — 71. §. 82. Von den in den SS. 69 — 71. einſchließlich, Titel 16. Theil II. 
des Allgemeinen Landrechts benannten Foſſilien ſind nur Steinfal; und Salz⸗ 
quellen als Regal zu betrachten und vom gemeinen Verkehr ausgenommen. 


Rechte und Pflichten des Staats zum Schutze ſeiner Unterthanen. 


AUG, Sanıci §. 83. Laudemien gehören nicht zu den Nutzungen der Gerichtsbarkeit. 

Base.’ © ; 

2 S. 84. In Anſehung des Rechts der Kaͤmmereien auf Geldſtrafen hat 
es bei der beſtehenden Verfaſſung das Bewenden. 5 s 

6. 123. $. 85. Hinſichts der Scharfrichtereien und Abdeckereien wird durch das 


gegenwaͤrtige Geſetz an dem bisherigen Zuſtande nichts geaͤndert. 


Armenanſtalten und Stiftungen. 
Allg Landrecht §. 86. In Betreff der Armenpflege verbleibt es bei dem Landarmen⸗ 
. U. Fit. 19. Reglement vom 31. Dezember 1804. und den daſſelbe abaͤndernden und ergaͤn⸗ 
zenden Beſtimmungen. i g 
. 50. ff. $. 87. Den Hospitaͤlern in Elbing ſteht ein Erbrecht auf den geſamm⸗ 
5 I der Hospitaliten ſelbſt dann zu, wenn Letztere ein Einkaufsgeld er⸗ 
egt haben. . 


